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W o hört die freie Entfal-
tung individueller Identi-
tät auf – und wann wir-

ken sich gemeinsame kulturelle
Werte als Verhaltensregeln oder
-zwänge aus? Auf diese Grundsatz-
frage musste sich die Kopftuchdis-
kussion zuspitzen, weil sie jahr-
zehntelang verdrängt, ignoriert
und somit nicht gelöst wurde.
Stark verhärtete Positionen bilde-
ten sich heraus: „Ihr müsst uns
mit unserer gesamten Identität an-
nehmen, das ist unser Menschen-
recht“, sagen die einen. „Ihr müsst
unsere verfassungsmäßigen
Grundsätze beachten“, fordern
die anderen. Beide Seiten wenden
dabei ihre eigenen Maßstäbe auf
die jeweils anderen an.

Auf dieser Basis ist keine Lö-
sung möglich. Die Situation ist his-
torisch belastet. Deutsche Vergan-
genheit und schwaches Identitäts-
profil einerseits. Jahrzehntelange
Ausgrenzung von Migranten ande-

rerseits. Beides muss berücksich-
tigt werden, aber wir müssen
nach vorne schauen. Wie Fort-
schritte gemacht werden können,
zeigen erfolgreiche Interkul-

tur-Modelle der globalisierten
Wirtschaft. Das einfache Rezept:
Beide Seiten müssen die Sicht-
weise des anderen verstehen und
sich dann aufeinander zubewe-
gen. In der Kopftuchfrage wäre

das ein neuer Weg – für die deut-
sche Leitkultur und die Befürwor-
ter des Kopftuches.

Verständnis entsteht nicht
durch das mantrahafte Wiederho-

len der eigenen Position. Wir brau-
chen stattdessen einen Perspekti-
ventausch. In modernen Trainings
gehört diese Technik zum Stan-
dard. In den USA existiert eine viel-
deutige Formulierung: To know

what it’s like to walk in somebody
else’s Moccassins. Zu wissen, wie
man in anderer Leute Mokassins
geht – nicht etwa in „Schuhen“, son-
dern in der Fußbedeckung der ame-
rikanischen Ureinwohner! Analog
müssten sich deutsche Normver-
fechter überlegen, was sie sich in
einem anderen Land unter „Inte-
gration“ vorstellen.

Beispiele gibt es genug und
stets beobachten wir: Zuwanderer
möchten zumindest einige Eigen-
heiten beibehalten – vor allem
jene, die ihnen, weshalb auch im-
mer, wichtig sind. Auf der ande-
ren Seite müssen sich die Befür-
worter des Kopftuches überlegen,
wie sie mit abweichendem Verhal-
ten oder nonkonformer Identität
in ihrem eigenen Umfeld – zum
Beispiel aus Sicht des Islams oder
in einem islamischen Staat – umge-
hen. Solch echte Perspektivwech-
sel führen erfahrungsgemäß zu
tiefgreifenden Aha-Effekten.

Diese bilden eine emotionale Ba-
sis für Veränderung und für
Schritte aufeinander zu, kleine
oder große. Die bisherige Diskus-
sion lässt all dies vermissen. Zu
starr erscheinen die Positionen
und zu wenig lösungsorientiert
die mitunter hilflosen Vorschläge.

DieeinseitigeForderung,das
Kopftuchabzulegen,warunsensi-
belundunangemessen.Dagegen
wärees intelligent,wennmanche
islamischeFrauen,diehierinkein
Identitätsproblemsehen,dasKopf-
tuchvonsichaus(!)situativab-und
anlegten.Migrationshintergrund
darfnichtdaseinzigeIdentitäts-
merkmalsein–GeschlechtoderAl-
terauchnicht.Geradezuutopisch
mutetdieVorstellungan,gemein-
samJazusagenzueinemgemeinsa-
menLebenindiesemLand.So-
langediedeutschenTop-Manager
nichtJazueinervielfältigenGesell-
schaftsagenundetwaKopftuchträ-
gerinneninihreReihenaufneh-

men,solangePolitikerIntegration
überwiegendanhandvonDefiziten
aufSeitenderMigrantendiskutie-
ren,solangekannkeinegemein-
sameBasisentstehen.

Deutschland muss auch an sei-
neneigenen Defiziten arbeiten und
den Wert seiner kulturellen Viel-
falt entdecken. Ein fundamentaler
Fehler ist dieAnnahme, Migranten
seien Konkurrenten, etwa um Ar-
beitsplätze. Das Gegenteil ist rich-
tig:Durch die wirtschaftliche Betei-
ligungvon Migranten wird der Ku-
chen größer. Ebenso wie durch die
Beteiligung von Frauen und Alten.
Politikund Gesellschaft sollten
vonder Wirtschaft lernen, wieViel-
falt zum Wohle aller genutzt wer-
den kann. Dass sich hierfür alle ein
wenig verändern müssen, ist Teil
der Lösung.

— Der Autor ist Inhaber der Köl-
ner Unternehmensberatung Un-
gleich Besser.

S eit vier Wochen nichts, kein
Lebenszeichen, keine Forde-
rungen der Entführer. Am 12.

März wurde der BBC-Korrespon-
dent Alan Johnston von maskierten
Männern in Gaza-Stadt aus seinem
Wagen gezerrt und verschleppt,
seitdemfehltvonihmjedeSpur.Al-
len Solidaritätsbekundungen welt-
weit zum Trotz, bleibt der 44-Jäh-
rige verschwunden. Offenbar tap-
pen auch die palästinensische Re-
gierungundPräsidentMahmudAb-
bas im Dunkeln über die Entführer.
Am Sonntag nahm der rätselhafte
Fall eine dramatische Wende: Eine
bislang unbekannte palästinensi-
sche Gruppierung erklärte in einer
E-Mail, sie habe Johnston getötet.
Damit wollten sie der Forderung
nach Freilassung palästinensischer
GefangenerinIsraelNachdruckver-
leihen, erklärten die „Brigaden von
TawhidundDschihad“.EineBestä-
tigung der Ermordung Johnstons
gibt es jedoch nicht.

Der BBC-Mann ist nicht das
erste Opfer von Entführungen im
Gazastreifen. Seit 2006 wurden
Dutzende ausländische Korrespon-
denten und Mitarbeiter von Hilfs-
organisationen in Gaza entführt,
meist aber nach 48 Stunden wie-
der freigelassen. Zwei Mitarbeiter
von Fox News wurden im Sommer
2006 zwei Wochen lang festgehal-
ten. In der Regel waren Rivalitäten
zwischen Clans oder interne Forde-
rungen nach Jobs oder Bezahlung
an die Adresse der Autonomiebe-
hörde der Hintergrund.

Das Phänomen der Entführun-
gen ist relativ neu im Gazastreifen
und steht in direktem Zusammen-
hang mit dem Zusammenbruch
staatlicher Sicherheitsdienste. Seit
dem Wahlsieg der Hamas-Regie-
rungimJanuar2006hatderinterna-
tionale Finanzboykott der Autono-
miebehörde zum wirtschaftlichen
Kollaps im Gazastreifen geführt.
Seither werden Angestellte, darun-
ter auch Sicherheitskräfte, kaum
oder überhaupt nicht bezahlt. Zu-
dem ist die bisher unterschwellige
Rivalität zwischen Hamas und Fa-
tah offen ausgebrochen und hat zur
Schaffung neuer Milizen und zu
Straßenkämpfen geführt. Diese
Rechtlosigkeit, auf die Johnston
selbstnochvorwenigenWochenin
einem seiner letzten Berichte auf-
merksam hatte, konnte bislang
auch die Regierung der Nationalen
Einheit nicht beenden.

Wie seine BBC-Kollegen haben
auch seine Eltern trotz der angebli-
chen Todesnachricht die Hoffnung
nicht aufgegeben. „Unser Sohn hat
drei Jahre unter den Menschen in
Gaza gelebt, um ihre Geschichte
derWelt zu erzählen– wirbitten je-
den einzelnen von ihnen zu helfen,
seinLeidzu beenden“,erklärten sie
am Montag.  Andrea Nüsse

Gut und betucht – das schließt sich nicht aus

DSCHWALME

B
rutal durfte man seinen
Regierungsstil finden,
machtfixiert, technokra-
tisch und skrupellos. Ei-
nes aber war Wladimir

Putins Politik bisher nicht: irratio-
nal. Noch für die gröbsten Ver-
stöße gegen das Taktgefühl des
Westens ließ sich aus innenpoliti-
scher Perspektive eine Begrün-
dung finden – auch wenn man sich
ihr ungern anschließen mochte.

Umso mehr verblüfft das irratio-
nale Vorgehen der letzten Wo-
chen. Ohne jede Not wurden in
Russland Kundgebungen aufge-
löst, deren gesellschaftliche Au-
ßenwirkung gegen null tendierte,
wurden Demonstranten verprü-
gelt, deren aufwieglerisches Poten-
zial nicht erkennbar war, wurden
Oppositionsführer verhaftet, die

Putins Macht nicht im Mindesten
gefährdeten. Scheinbar im Kampf
gegen Windmühlen nimmt das Re-
gime seine massive außenpoliti-
sche Diskreditierung in Kauf – und
spielt damit dem vermeintlichen
Gegner sogar noch in die Hände.

Garri Kasparow, Ex-Schachwelt-
meister und Präsidentschaftskandi-
dat, verfügt in Russland noch über
keinerlei gesellschaftlichen Rück-
halt: In Meinungsumfragen ran-
giert seine Popularität unterhalb
des messbaren Bereichs. Gleiches
gilt für seine Bewegung, die „Verei-
nigte Bürgerfront“ – ein loses Pro-
testbündnis aus liberal gesinnten
Bürgerlichen und linken Anar-
chos, von dem die meisten Russen
noch nie gehört haben. Die einzige
Währung, durch die Kasparows po-
litisches Selbstverständnis gedeckt
wird, ist mediale Aufmerksamkeit.
Da ihm die in Russland weitge-

hend entzogen wird, konzentriert
er sich auf die Auslandsmedien –
und sammelt umso mehr Sympa-
thiepunkte, je brutaler die Ord-
nungskräfte vor den Kameras auf
seine Leute losgehen.

Dass sich die russische Führung
dennoch – und wider besseres Wis-
sen – zu Gewaltorgien wie denen
vom Wochenende hinreißen lässt,
dürfte einer Eigendynamik zu ver-
danken sein, die Putin mit seiner
Stärkung der russischen Exekutiv-
organe in Gang gesetzt hat. Auch
dafür hatte der Präsident einst
seine Gründe – im weitgehend ent-
staatlichten Russland Boris Jelzins
hatte der Exekutive jede Durchset-
zungskraft gefehlt. Heute aber sind
Polizei, Armee und Geheimdienste
so mächtig geworden, dass sie sich
der gesellschaftlichen Kontrolle
oft entziehen – und im vorauseilen-
den Gehorsam gegenüber ihrem

obersten Dienstherrn mitunter
jede Grenze überschreiten. Natür-
lich hat Putin nicht den Befehl zum
Niederknüppeln jeder oppositio-
nellen Regung erteilt: Auch in Russ-
land wird der Umgang mit De-
monstrationen auf Regionalebene
geregelt. Vorwerfen lassen muss
sich der Präsident jedoch, ein ge-
sellschaftliches Klima produziert
zu haben, in dem Untergebene ih-
rem Dienstherrn durch möglichst
gnadenloses Vorgehen gegenüber
Andersdenkenden einen Gefallen
zu erweisen glauben.

Gerne inszeniert sich Putin im
FernseheninderRolledesAutokra-
ten, der Beamtenköpfe im Akkord
rollen lässt und die Minister am
Fließband abkanzelt. Wenn seine
Durchsetzungskraft wirklich so
groß ist, sollte er jetzt ein landes-
weit sichtbares Zeichen gegen Ge-
walt und Machtmissbrauch setzen.

Von Jens Mühling

Deutsche Manager sollten
Kopftuchträgerinnen in
ihre Reihen aufnehmen

Von Michael Stuber

Seine Knüppel
Putins Russland: Die Sicherheitskräfte handeln, wie es ihm gefällt

ALAN JOHNSTON
ENTFÜHRTER BBC-JOURNALIST:

„Gaza braucht
nicht noch

mehr Waffen“

POSITIONEN

M ehr als 35 Millionen Menschen sind derzeit innerhalb
oder außerhalb ihrer Heimatländer auf der Flucht vor
Krieg, Terror und Verfolgung, berichtet das Flüchtlings-

hilfswerkderVereintenNationen.UndjedenTagneuerzählendie
Bilder aus den Flüchtlingslagern, wie erbärmlich wenig der gut si-
tuierte Teil der Menschheit den Opfern jener Konflikte zu bieten
hat, die doch meist – wie im Irak – mit dem politischen Versagen
der globalen Führungsmächte verknüpft sind. Diese Katastrophe
istschlimm.Abernochschlimmerwärees,wenndieBotschaft,die
davonausgeht,diePolitiknichterreicht:Wo immeresgeht, gilt es
weitereVertreibungenzuvermeiden,dennsiesindstetsderQuell
für noch mehr Gewalt. Wer diesen Grundsatz ernst nimmt, der
muss jetzt im großen Stil in den Klimaschutz und die ökologische
Stabilität des Planeten investieren. Denn wenn es nicht gelingt,
den eskalierenden Wassermangel im dicht besiedelten Maghreb,
die drohenden Flutkatastrophen in Südasien oder das Schmelzen
der Gletscher des Himalaja und damit das zeitweilige Versiegen
dergroßenasiatischenFlüsseaufzuhalten,dannwirdeineVölker-
wanderung einsetzen, an der gemessen alle derzeitigen Vertrei-
bungennur einkleines Vorspielwaren.  hsc
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W elch ein Zufall. In den nächsten Tagen soll das Gutach-
ten des Bundesfinanzministeriums vorliegen, das klä-
ren soll, ob ein Weiterbetrieb des Flughafens Tempel-

hof für Geschäftsflugzeuge rechtlich möglich wäre. Und nun ver-
kündet der Senat, dass er den Antrag der Deutschen Bahn, einen
solchen Verkehr in Tempelhof zu betreiben, ablehnt. Ein gutes
Vierteljahr hat sich die Luftfahrtbehörde damit Zeit gelassen;
jetzt musste es ganz schnell gehen. Gerüchte sagen nämlich, dass
es gut möglich ist, dass das Gutachten aus dem Finanzministe-
rium durchaus einen solchen eingeschränkten Flugverkehr für
möglich halten wird. Es gibt gute Gründe, den Flugbetrieb in
Tempelhof aufzugeben. Fraglich ist, ob das bereits zum 31. Okto-
ber 2008 sein muss, wie es der Senat beschlossen hat. Mit diesen
Gründen sollte der Senat argumentieren. Indem er aber frühzei-
tig vollendete Tatsachen schafft, liefert er den Befürwortern ei-
nes weiteren Flugbetriebs nur neue Argumente. Wer überzeugt
ist, dass es zur Schließung keine Alternative gibt, braucht jetzt
nicht vorschnell zu urteilen.  kt
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Streit um Flughafen Tempelhof

Schneller als der Schall

UN-Flüchtlingsbericht

Quelle der Gewalt
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